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ZPO §§ 640, 640 c, 643 Abs. 1; 
GVG § 119 Abs. 1 Nr. 1

Hat das Amtsgericht in einem Kindschaftsprozeß durch 
Teilurteil die Vaterschaft festgestellt und nach des­
sen Rechtskraft durch Schlußurteil über den Anspruch 
auf Leistung des Regelunterhalts sowie einen beziffer­
ten Unterhaltsanspruch und die Kosten des Verfahrens 
entschieden, so ist für die Berufung gegen dieses Ur­
teil das Oberlandesgericht zuständig (Ergänzung zu den 
SenatsentScheidungen LM NEhelG Nr. 5 und Iü GVG § 119 
Nr. 6).
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BUNDESGERICHTSHOF

IV ARz 61/79 BESCHLUSS

in der Kindschaftssache

des Kindes Tanja
geboren am f l l H H H H V  1968, J^^Pfctraße ^P, At 
( ) ■ ■ ■ ■ ■ ,  gesetzlich vertreten durch das Kreis Jugend­
amt Rfl^HI^P-Kreis

Klägerin und Antragstellerin,

- Prozeßbevollmächtigter 
II. Instanz:

gegen

den Maschinisten Heinz 
Straße

S >

Beklagter und Antragsgegner,

- Prozeßbevollmächtigter 
II. Instanz:
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 19* September 1979 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Grell und die Richter Rottmüller, Dr. Hoegen,
Dr. Seidl und Dr. Blumenröhr

beschlossen:

Zuständig für das Berufungsver­
fahren ist das Oberlandesgericht 
Stuttgart.

G r ü n d e  :

1. Die Klägerin erhob gegen den Beklagten Klage auf 
Feststellung der nichtehelichen Vaterschaft sowie auf 
Zahlung des Regelunterhalts vom 30. Juli 1970 bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres und einer bezifferten 
monatlichen ünterhaltsrente für die Zeit vom Tage ihrer 
Geburt bis zum 29. Juli 1970. Im ersten Termin zur münd­
lichen Verhandlung stellte sie nur den Feststellungsan­
trag und erklärte, daß sie den angekündigten Antrag im 
übrigen bis zur Rechtskraft der begehrten Feststellung 
zurückstelle. Diese Feststellung traf das Amtsgericht 
durch Teilurteil vom 17. Oktober 1977. Nach dessen Rechts­
kraft beraumte das Amtsgericht von Amts wegen Termin zur 
Fortsetzung der mündlichen Verhandlung an, in welchem die 
Klägerin den zurückgestellten Klageantrag stellte. Mit 
Schlußurteil vom 13. Februar 1978 hat es den Beklagten 
zur Zahlung des Regelunterhalts ab 30. Januar 1972 ver­
urteilt, die Klage im übrigen wegen Verjährung abgewie­
sen und über die Kosten des gesamten Rechtsstreits ent­
schieden. Gegen dieses Urteil hat die Klägerin sowohl 
beim Oberlandesgericht als auch beim Landgericht Beru­
fung eingelegt.
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Beide Gerichte haben die Rechtsmittel durch Ur­
teil als unzulässig verworfen, weil Jeweils das andere 
Gericht zur Entscheidung berufen sei.

2. Als zuständiges Gericht ist das Oberlandesge­
richt zu bestimmen, da es gemäß § 119 Abs. 1 Nr. 1 GVG 
über die Berufung der Klägerin gegen das amtsgericht­
liche Schlußurteil zu entscheiden hat.

Wird mit der Klage auf Feststellung der nichtehe­
lichen Vaterschaft der Antrag auf Verurteilung zur Zah­
lung des Regelunterhalts verbunden (§ 643 Abs. 1 ZPO), 
so ist für die darüber ergehende amtsgerichtliche Ent­
scheidung gemäß § 119 Abs. 1 Nr. 1 GVG das Oberlandes­
gericht ohne Rücksicht darauf als Berufungsgericht zu­
ständig, ob sich das Rechtsmittel (auch) gegen die Fest­
stellung der Vaterschaft richtet oder sich auf die Ent­
scheidung über den Antrag auf Zahlung des Regelunter­
halts beschränkt (BGH FamRZ 1971, 637 * NJW 1972, 111). 
Ebenso hat der Senat wiederholt entschieden, daß das 
Oberlandesgericht auch dann als Berufungsgericht zu­
ständig ist, wenn und soweit das amtsgerichtliche Ver­
fahren neben der Klage auf Feststellung der Abstammung 
und dem Antrag auf Zahlung des Regelunterhalts unter 
Außerachtlassung von § 640 c ZPO auch einen Antrag auf 
Leistung eines bestimmten Unterhaltsbetrages (für die 
Zeit vor Inkrafttreten des Nichtehelichengesetzes) zum 
Gegenstand hatte (vgl. BGH LM NEhelG Nr. 5 * FamRZ 1973, 
261 = NJW 1973, 849; FamRZ 1973, 450 » NJW 1973, 1367 
und LM GVG § 119 Nr. 6 « FamRZ 1974, 249 * NJW 1974, 
751). Das gilt selbst dann, wenn der Beklagte im Ver­
laufe des Verfahrens die Vaterschaft anerkannt und das 
Amtsgericht nur noch über die Ansprüche auf Zahlung des 
Regelunterhalts und des bezifferten Unterhaltsbetrages
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sowie über die Kosten des Rechtsstreits zu entscheiden 
hatte, weil auch dieses - anhängig gebliebene - Verfah­
ren weiterhin eine Kindschaftssache darstellte (BGH LM 
GVG § 119 Nr. 6). In gleicher Weise ist auch das vorlie­
gende Verfahren zu beurteilen, das mit dem amtsgerichtli­
chen Schlußurteil seinen Abschluß fand.

In ihrer Klageschrift hat die Klägerin mit der 
Klage auf Feststellung der Abstammung wirksam den An­
trag auf Leistung des Regelunterhalts verbunden (§ 643 
Abs. 1 ZPO). Dadurch wurde das Verfahren über den An­
trag Teil des Kindschaftsprozesses. Diese Eigenschaft 
verlor es entgegen der Ansicht des Oberlandesgerichts 
nicht dadurch, daß die Klägerin bis zur Entscheidung 
über den Feststellungsanspruch davon absah, über den 
Leistungsantrag zu verhandeln. Hierdurch trat weder eine 
Auflösung der Verbindung noch sonst eine Verselbständi­
gung des Verfahrens über den zurückgestellten Antrag ein. 
Dieser blieb vielmehr im Rahmen des einheitlichen Ver­
fahrens rechtshängig.

Des weiteren wird die Beurteilung des Verfahrens 
als Kindschaftssache auch nicht dadurch in Frage ge­
stellt, daß der Anspruch der Klägerin auf Feststellung 
der Vaterschaft durch das amtsgerichtliche Teilurteil 
seine Erledigung fand. Nach diesem Urteil war weiterhin 
über den nach § 643 Abs. 1 ZPO anhängig gemachten und 
damit zu einem Teil des Kindschaftsprozesses gewordenen 
Antrag auf Leistung des Regelunterhalts sowie über die 
gesamten Verfahrenskosten, einschließlich derjenigen aus 
dem erledigten Verfahrensteil zu entscheiden. In diesen 
Umständen hat der Senat bereits in dem erwähnten, der Ent­
scheidung LM GVG § 119 Nr. 6 zugrunde liegenden Fall, in 
dem es infolge des Vaterschaftsanerkenntnisses gleich-



falls zu einer Erledigung des Feststellungsanspruchs 
gekommen war, eine Rechtfertigung dafür erblickt, das 
rechtshängig bleibende weitere Verfahren als Kindschafts­
sache anzusehen und die dieses Verfahren abschließende 
Entscheidung als eine solche nach § 119 Abs. 1 Nr. 1 GVG 
zu behandeln. Dadurch, daß in diesem Urteil unter Nicht­
beachtung von § 640 c ZPO außerdem noch über den bezif­
ferten Unterhaltsanspruch entschieden wurde, änderte sich 
dieser Charakter des Urteils nicht. Damit ist das Ober­
landesgericht zur Verhandlung und Entscheidung über das 
Rechtsmittel der Klägerin gegen diese Entscheidung be­
rufen.

Dr. Grell Blumenrohr
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